
378 Vorgänge
WI1€e ıne deutsche Konstante ISt. ähe- die kleiner gewordehe Schar der zwischen beiden Bereichen flie-
res über die iıdeologische Bınnenwelt Kırchgänger wirklıch eın Fünttel ßend
dieser Kombination VO Umwelt- un derer stellen, die Gewaltanwen- Damıt verbunden 1St eın noch viel
Rassenmiuiulitanz äßt sıch aber ohl dung aus rechtsextremen otıven DC- grundlegenderes methodischeres Pro-
erst erfahren, WEeNnNn die Oko-Szene BC- ne1igt sınd. Man muß den Autoren blem Gewiß bringt dessen rühmen
sondert darauthin untersucht wırd. der Studıe glauben, denn die Queraus- sıch die Autoren die NECUEC Studie SC

wertungen (Sozıalstruktur Einzel- genüber der vorwıegend psycholo-Von gewlssen Wıdersprüchlichkeiten
zwıschen den Antworten auf verschie- statements) werden nıcht mitgeteılt. gisch Orlentlerten Rechtsextremismus-

Kann INa  — e ihnen glauben? Zu den bzw Autorıtarısmusforschung derdene Statements, die das Messungsra- der Frankfurter Schule den Vorteıl eiıner
ster bılden, un den Folgerungen der geschichtlichen Vorgängen Vor

Machtübernahme des Natıonalsozıa- breiteren empirischen Analyse ıdeolo-Auswerter daraus, sınd die übriıgen lısmus steht das alles ziemlich 1ın Wı-Aussagen ZUur Sozıialstruktur der An- gyischer Sachverhalte. Diese Vorzüge
derspruch: Katholiken un Kırchgän- der Studie leiben aber ın bezug aufhänger des Rechtsextremismus kaum
SCI damals fast ımmun WI1€e das eigentlıche Sujet Rechtsextremis-interessant. Es gıbt kaum Unter-

schiede nach Geschlecht, stärker nach nach der Sınus-Studıiıe heute die Jun- INUusSs reichlich ambiıvalent. iıne Be-
SCn Jahrgänge. Handelt e sıch el- schränkung der Befragung auf dıeBerufen un: Bıldung (Miıttelstand, SC

rınge Bıldung). Dıiıe Unterschiede nach NCN Rechtsextremismus Eınstellung den zentralen Wer-
Dıiıe Auswerter der Sınus-Umfrageer- ten der freiheitlich-demokratischenBundesländern und Wohnortgröße

sınd Ur insofern interessant, als der gebnisse neıgen dazu, ohne dafß S1e Grundordnung un den parlamen-
dessen Proftil besonders deutlich tarıschen Spielregeln, gekoppelt mıtsüddeutsche Raum miıt Bleinstaädtisch- chen. der 1St dieses für sS1e selbstländlicher Sıedlungsstruktur als beson- eindeutig als rechtsradıikal erkennba-
doch deutliıch genug” Sıe sınd re iıdeologıschem Gedankengut,ders antällıg für rechtsextremes Ge- dünkt einen eLWwWAaS leichtfertigdankengut erscheıint Bayern, wenıger wäre politisch zweıtellos aussagekräf-
Orlentiert Land-Miıttelstand- tiger. Die Kritik der Autoren denausgepragt Hessen) Kırchgängerschema. Und scharf diesem Konzept Orlentierten Stu-Nur die Auswertungen nach Kontes- S$1e methodisch zwıischen autorıtäiren diıen VO  — Klingemann un Scheuchs1ıonsstruktur un Parteipräferenz Ver- oder auch Nnu  - autorıtätsbezogenen wirkt wenıg überzeugend. Dıie Studıedienen gesondert angesprochen un: rechtsextremen Verhaltensweisenwerden. Be1i der Konfession sınd VOr al- bringt ein1ges Licht In das psycholo-
trennen, bekommen erstere doch gisch-ideologische Vorfeld rechtsextre-lem Zzwel Daten autfschlußreich: eın alleın schon durch die der Skalen- INne  —$ Denkens un Verhaltens. Miıt iıh-leichter Überhang der Katholiken konstruktion inhaltlich wenıgstens 1N- T Wıllen ZUr polıtıschen Aussagebeım rechtsextremen Eınstellungspo- dırekt vielfach einen rechtsextremententıal (48 Prozent Anteıl den haben sıch deren Autoren dagegen

Rechtsextremen be1 Prozent Anteıl Anstrich. der werden die ber- eindeutig überfordert.
der Wahlbevölkerung; be1ı den Pro-

testanten 1St das Verhältnis
Prozent) un eın deutlicher Überanteil
der Kırchgänger rechtsextremen Kırchliche Einrichtungen:
Eınstellungs- WI1€E rechtsextremen
Protestpotentıial: 20 bzw. Z Prozent keın Zutrittsrecht der Gewerkschaften
sınd regelmäßıige Kırchgänger („ein- Mıt Beschlufß VO 1/ Februar 981mal 1n der Woche”) bei nNnu  _ 15 Prozent bruar 9/® aufgehoben, weıl dieses

(veröffentlicht wurde das Urteıil das Recht der Volmarsteiner AnstaltenAnteıl der regelmäßigen Kırchgänger 12 Juli) hat das Bundesverfassungsge- Au Artıkel 140 GG / 137 Absder Wahlbevölkerung. richt auf ıne Verfassungsbeschwerde verletze, also das Bırchliche
och ausgepräagter erscheint das Pro- der Orthopädischen Anstalten Vol- Selbstbestimmungsrecht verstoße.
fil nach Parteipräferenz. 54,5 Prozent marsteın, eıner Einriıchtung der Inne- Das Bundesverfassungsgericht stellt
des rechtsextremen Eınstellungspoten- L  —$ Mıssıon, entschıeden, daß tür eın hıerzu zunächst fest, dafß die Volmar-
tials nelgt den Unıionsparteien beı „Zutrittsrecht“ der Gewerkschaften steıiner Anstalten 1ın ihrer bekenntnis-

nıchtbereinigt Prozent der kırchlichen Eıinriıchtungen, für die mäßigen Verbundenheit un In ihrer
Wahlbevölkerung). Hıngegen machen Befugnis also, In diese Eınrıchtungen durch die Satzung ausgewlesenen OI-
die SPD-Anhänger beı einem Wäh- dort nıcht beschäftigte, „externe” Ge- ganısatorıschen Verflechtung mıt der
leranteil VO  S Prozent 1Ur Pro- werkschaftsbeauftragte ZUu Zweck
zent dieses Potentıials aus

Evangelıschen Kırche teıl kirchli-
der Werbung und Intormation und chen Auftrag carıtatıv-diakoni-

Der letztere Faktor War denn ohl ZUr Mitgliederbetreuung entfsen- schem Wırken haben, S$1e somıt „Ange-auch, der besonders Unionspolitiker den, keıne Rechtsgrundlage gegeben legenheıt” der Evangelıschen Kırche
auf dıe Barrıkaden gehen 1e18 Die ISt. Das Bundesverfassungsgericht hat selJen. Das Selbstverwaltungs- un:

deshalb eın anderslautendes Urteıil desKırchen hätten allerdings noch mehr Selbstbestimmungsrecht der Kırche
Grund, untröstlich se1in. Sollte Bundesarbeıitsgerichts VO 14 Fe- nach Artikel S Abs erstrek-
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ken sıch also auch autf die Volmarste1- sel1l mıt Sicherheit auszuschließen, da{fß In der 2utrittsrechtsentscheidung
NeTr Anstalten. das Zutrittsrecht Gewerk- spielen diese Gesichtspunkte U  —_ als
Der hierdurch verfassungsrechtlich ZE schaftsbeauftragter tür die Erhaltung Vorftrage ıne Rolle, nämlıich für das
wahrleistete Freiraum wırke sıch auch un Sıcherung der Koalıtion unerläfß- Problem, ob das kırchliche Selbstbe-
auf das Rechtsverhältnis zwıschen der ıch sel In diıesem Falle könnten die stımmungsrecht, das 1U  — durch eın

Koalıtionen innerbetrieblich durchAnstalt als kırchlicher Eınriıchtung ftormelles Gesetz eingeschränkt WEeTl-
un der Gewerkschaft aus Eın Zu- ihre ZUr Belegschaft zählenden Miıt- den kann, überhaupt einschlägıg ISt.
trıtts recht betriebsfremder Gewerk- glieder dıe ihrem Fortbestand dienen- Dıie eigentlich tragenden Entschei-
schaftsangehöriger ın den Anstaltsbe- den Rechte wahrnehmen. dungsgründe aber, nämlıch da{fßs eın all-
reich könne nämlıich 1U  S bejaht WeTl- gemeınes Zutrittsrecht der Gewerk-Da also weder die Verfassung selbstden, wWenn das kırchliche Selbstbe- schaften gesetzlıch geregelt werden
stiımmungsrecht Iinsoweıt durch eın unmıiıttelbar das beanspruchte Zutritts- müßte, haben mıiıt der verfassungs-recht enthalte noch iıne gesetzlı-Gesetz eingeschränkt sel An einer sol- rechtlichen Sonderstellung der Kır-
chen gesetzlıchen Regelung tehle ec$

che Grundlage vorhanden sel, tehle chen nıchts u  3 Sıe haben für alle
jedoch. Sıe lasse sıch nıcht unmıiıttelbar für das Zutrittsbegehren der Gewerk-

schaft die Rechtsgrundlage. Ihm stehe Arbeitgeber, keineswegs NnUu  j für die
aus dem Grundrecht der Koalıtions- Kırchen Bedeutung.
treiheit nach Artıkel Abs ab- das durch die Verfassung garantıer-

Selbstbestimmungsrecht der be- Dıie Entscheidung des Bundesver-
leıiten. Dıie Koalıtionstreiheit schütze fassungsgerichts kann autf dem Hın-
wWwar das Recht der Gewerkschaften, schwerdeführenden Anstalt Nn,

das, WI1IE ausgeführt, nu  _ durch eın Ge- tergrund der bisherigen Rechtspre-
durch „spezıfisch koalıtıonsmäßige chung 1m Grunde nıcht überraschen.
Betätigung” die gewerkschatftlıchen seiz eingeschränkt werden könnte. Es wurde schon darauf hingewiesen,Abschließend äflt das Bundesvertas-Zwecke verfolgen. Hıerzu gehöre sungsgericht 6S ausdrücklich offen, ob dafß das Bundesverfassungsgericht in
auch die Werbung Miıtglıeder. ständıger Rechtsprechung den Uunmıt-der Gesetzgeber eın allgemeines 7u-Diese Tätigkeiten der Koalıtiıonen trıttsrecht der Gewerkschaften eiınem telbar verfassungsrechtliıchen Schutz
selen jedoch nıcht schrankenlos, SON- der Koalitionstreiheit auf den „Kern-Betrieb durch eintaches (Gesetz schaf- ereich BetätI-dern gemäfß ständıger Rechtsprechung fen könnte un ob ine solche gesetzlı- koalıtiıonsgemäßer
des Bundesverfassungsgerichts 1Ur In Sung beschränkt hat Insofern SIng
einem „Kernbereich“ geschützt. Das che Regelung gegenüber kırchlichen

Einriıchtungen mıt dem kırchlichen bei der Verfassungsbeschwerde Sar
Grundrecht raume den Koalıtionen vereinbar nıcht die grundsätzlıche Reich-
also nıcht eiınen inhaltlıch unbegrenz- Selbstbestimmungsrecht welte des verfassungsrechtlichenwaAare. Diese rage edürte keiner Ent-
ten und unbegrenzbaren Handlungs- Schutzes der Koalıitionstreiheıt, SON-

spielraum eın. Es sel1l vielmehr Sache scheidung. dern darum, ob Werbung un Intor-
des Gesetzgebers, die Tragweıte der Der Beschlufßß des Bundesverfassungs- matıon durch nıcht Zzu Betrieb gehö-
Koalıitionsfreiheit durch Ausgestal- gerichts besıitzt zweıtellos grundle- rende Gewerkschaftsbeauftragte
Lung un nähere Regelung der Befug- gende Bedeutung. Freılich mu diesem Kernbereich gehören oder
nısse der Koalıtiıonen 1m einzelnen richtig werden. Dies ann nıcht. Man Mag über die VO Bundes-
estimmen. Unmiuttelbar durch die NUTr dann gelıngen, Wenn INa  ; nter- verfassungsgericht getroffene Abgren-
Verfassung selbst, also hne Vermiutt- scheıdet, was in der Entscheidung be- ZUNg WI1e€e über die Beantwortung aller
lung eınes Gesetzes selen gewerk- handelt worden 1St und W as nıcht. Abwägungsfragen streıten. Festzuhal-
schaftliche Betätigungen NUr InSOWweıt Das Bundesverfassungsgericht hat ten bleibt aber, dafß die Entscheidung
geschützt, als diese tfür dıe Erhaltung die entstandenen Fragen mıt ezug des Verfassungsgerichts Berück-
und Sıcherung der Exıstenz der Koalı- auf ine kirchliche Einrichtung eNt- sıchtigung der bısherigen Rechtspre-
tion als unerläfßlich betrachtet werden schieden. In der Begründung der Ver- chung VO vornherein in der Reich-
müßten. Entgegen der Auffassung des tassungsbeschwerde auch alle weıte des Möglichen lag
Bundesarbeitsgerichts se1 e nıcht Aus- aus der verfassungsrechtlichen Son- Verschiedene Reaktionen autf den
druck einer durch die Koalıtionstrei- derstellung der Kırchen möglıcher- Beschlufß lesen sıch S als ob be] der
heit verbürgten Autonomıie der Koalı- welse folgenden Argumente a- Verfassungsbeschwerde das Verhältnis
tıon, „daß S1e ıIn jedem Fall, losgelöst der Gewerkschaften ZUr Kıiırche aufSCH worden. Das Bundesverfassungs-
VO den Jeweılıgen besonderen Gege- gericht hat sıch diesen besonderen dem Spıel gestanden habe Man
benheiten, bestimmen können müß- kirchlichen Fragestellungen aber nıcht spricht dann davon, da{ß diese VO der
ten, ob S1€e hre werbende, intormie- geäußert, jedenfalls nıcht weıterge- Kırche erstrıttene Entscheidung dıe
rende un betreuende Tätigkeit durch hend, als dies schon In bısherigen Ent- Verfassungsbeschwerde WAar elinver-

Gewerkschafts-betriebsangehörige scheidungen geschehen 1ST. Dort WAar nehmlich zwıschen evangelıscher un
mıtglieder ausüben lassen der be- z B bereits geklärt worden, da{fß die katholischer Kırche eingelegt und be-
triıebsftremden Beauftragten diese JL ä2 karıtatıy-diakonischen Eınrıchtungen trieben worden) ıne schwere Bela-
tigkeit übertragen“ Jedentfalls dort, in den Wırkungsbereıich des kırchli- für das Verhältnis VO Kıirche

ıne Gewerkschaft bereıits ıIn einem un Gewerkschaft darstelle. Diesechen Selbstbestimmungsrechts gehö-
Betrieb durch Mitglieder ISt, Ten ertung geht VO  —_ unrichtigen Vor-
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aussetizungen A4US5. Auf dem Prütstand usammentassend äflßt sıch gCN, da{fß dieser Frage hat das Verfassungsge-
befand sıch nıcht das ZESAMLE Verhält- die Entscheidung des Bundesverfas- richt testgestellt, W as unmıiıttelbarer In-
N1S Kirche Gewerkschaftt, sondern sungsgerichts siıcherlich nıcht eintach halt der Verfassung 1St un W as Auf-
eın bestimmter Teıilaspekt gewerk- einen „Sıeg  D der kırchlichen „Seıite“ gabe des die Verfassung konkretisıe-
schaftlicher Betätigung, dessen Recht- darstellt, den in dem Verfahren renden Gesetzgebers leiıben MUuU In-
mäßigkeıt, w1e soeben geze1gt, keıines- auch Sar nıcht ging oder gehen sotern dürfte die eigentliche Bedeu-
WCBS Ur für ıne kırchliche Einrich- konnte. 7ur Debatte stand vielmehr, tung des Beschlusses darın lıegen, die
tung, sondern für alle Arbeıtgeber 1ın WI1e€e gesagt, eın Einzelaspekt der renzen außergesetzlicher Verfas-
Frage stand. Der Beschluß des Bun- Rechtsstellung der Koalıtionen, ine sungskonkretisierung einem auch

bestimmte orm ihrer instiıtutionellendesverfassungsgerichts hat auch ke1- gesellschaftspolıitisch wichtigen Be1i-
NCSWCHS alle gewerkschaftlichen etä- Rechte innerhalb eınes Betriebs. In spıel aufgezeigt haben
tigungsformen ın kiırchlichen Einrich-
tungen abgeschnitten. Vielmehr wırd
ausdrücklich das Recht der Gewerk- Lutherjahr 1983 ökumenischer OrDIIC
schaft unterstrichen, durch der kırchli-
chen Einriıchtung als Miıtarbeıiıter ANSC- „Feıern, die sıch ihrer Voraussetzung hen die Ergebnisse eıner immer StAr-hörende Gewerkschaftsmitglieder für nıcht bewußft sınd un: dıe Absıchtendie Gewerkschaft werben un über ker spezlalısıerten Retormations- un:

S1e dıie anderen Miıtarbeiter intor- nıcht deutlich CNNECN können, breiten Lutherforschung ZUr Verfügung,
11UTI Verlegenheıt au  % .Dıeser mah- derseits wırd gerade ıIn den nach ıhmmıleren. Nur der Vollständigkeıit hal-

ber sel erwähnt, dafß die indıviduelle nende Satz WAar ın eiınem Vorblick des benannten Kırchen weıthin über iıne
Vızepräsıdenten der Kirchenkanzlei beträchtliche Luthervergessenheıt CKoalıtionsfreiheit un: dıe daraus für

den einzelnen folgenden Rechte VO
der EKD, artmut Löwe, auf das 1983 klagt Posıtıv heroisierende wıe NCBA-
bevorstehende Lutherjubiläum le- L1V abqualifizierende Luthermythenvornhereıin außerhalb jedes Streıtes sınd au dem kollektiven Bewußtseinstanden. ach WI1€e VOT 1St also das sen (Evangelısche Kommentare, Aprıl
1981, 202) Dıie organisatorischen noch längst nıcht verschwunden.Recht des kırchlichen Miıtarbeıters, e1l- Vorbereitungen ZUr Feıer der 500 Wıe-

ner Gewerkschaft beizutreten, unbe- Schliefßlich gehört die Beschäftigung
strıtten. derkehr des Geburtstages VO Martın mıt Gestalt un Theologıe Martın

Luther sınd auft den verschiedensten Luthers den unerläfßlichen ThemenMıiıt der Verfassungsbeéchwerde Ebenen längst angelaufen; wiırd In des ökumenischen Gesprächs, demstand auch keineswegs der SOgENANNLE jedem Fall zahlreiche Publıkationen, i1ne Aufarbeitung der 1ın der eıt„Dritte Weg“der Kırchen, hre Befug-
N1ıSs also, dıe Arbeitsverhältnisse der Tagungen un Ausstellungen geben. der Kirchenspaltung entstandenen

Als Leitgedanke aller Veranstaltungen Kontroversiragen und ıne SC-kirchlichen Dienstnehmer anstelle
durch Tarıfverträge In einem eıgenen soll nach den bisherigen Überlegun- meılınsame theologische Basıs zwıschen

SCH des Rates der EKD eın zentralerRegelungssystem ordnen, ZAUT Gedanke Aaus$s Luthers Katechismus 1ST
Katholiken un Lutheranern iun

Überprüfung „Zutrittsrecht“ der dienen: „Gott über alle Dınge lıeben,Gewerkschaften un „Dritter Weg“ fürchten un: vertrauen.“ Nıcht zuletzt Vor allem der Bedeutung Luthers für
haben höchstens insofern mıteinander den ökumenischen Dıalog wollte dıedıe teilweıise überraschenden Akzente,
ELWAS Lun, als die Anerkennung des die in der DDR etztes Jahr bei der 20 gemeiınsame Tagung der Katholıi-
Zutrittsrechts dıe Möglıchkeiten der schen Akademıe ıIn Bayern und derKonstitulerung eınes staatliıchen Iu- AkademıiıeGewerkschaftten vergrößert hätte, 1Nn- therkomitees DESELZL wurden (vgl Evangelıschen Tutzıng
nerhalb der kirchlichen Einriıchtungen nachgehen, dıe VO bıs 5. Julı ıIn
den Tarıfvertrag als eINZ1g richtigen August 1980, 379-381), mUS-

Tutzıng stattfand. Dabe! versuchte
SsCM aber auch hierzulande der überVWeg für dıe Regelung VO Arbeitsver- INan mıiıt der Auswahl der Os

hältnıssen darzustellen. Dıie rechtliche das blofß Organısatorische hınausfüh- chenen Themen der Tatsache ech-renden rage veranlassen, aTU un:Zulässigkeit des „Dritten VWeges” waäare
d denn 1mM Lutherjahr 983 letztlich Nung tragen, daß das evangelısch-

hiıerdurch aber nıcht berührt worden. katholische Gespräch über Luthergefeiert werden sollDiese hängt vielmehr alleın VO  —_ der nıcht isoliert VO den innerprotestantı-
rage ab, ob die Verfassung das arıt- Dabei tehlt Fragestellungen, die schen Problemen mMIıt dem Reformator
vertragssystem für die Regelung VO aufzuarbeiten un einzubringen WwWa- un der rage nach seiner geistesge-
Arbeitsverhältnissen vorschreıbt oder Icn ebensowenıg w1e Schwierigkei- schichtlichen Eiınordnung 1im ber-
ob die Kırchen kraft des Selbstbe- len, die mıt ihnen jeweıls verbunden SAn zwischen Miıttelalter un Neu-
stımmungsrechts befugt sınd, eigene, sınd: 7wischen dem Reformator des ZeIt geführt werden ann Schließlich
ihrer Rechtsstruktur entsprechende 16. Jahrhunderts und der Gegenwart wurde die ökumenische Fragestellung
Regelungssysteme praktızıeren. lıegt dıe außerst komplexe un: hetero- durch dıe Einbeziehung eınes ortho-
Natürlich bedeutet die Entscheidung SCNC Wırkungsgeschichte Luthers weıt doxen Gesprächspartners ausgeweıtet:
auch keine verfassungsrechtliche An- über den ENSECETICN kırchlich-theologi- Der Athener Dozent Johannes Panago-
erkennung des „Dritten VWeges” schen Bereich hinaus. Eınerseıts STIE- DpOoulos wIes auf dıe Notwendıigkeıt el-


